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1 8 7 . Verordnung: Zulassung von Eintrittstellen für die Ein- und Durchfuhr von Nadelholz mit
Rinde

1 8 8 . Verordnung: Zuweisung der Dienstbeurteilung für Beamte bestimmter Dienststellen an die
Dienstbeurteilungskommission anderer Dienststellen im Bereich des Bundes-
ministeriums für Wissenschaft und Forschung

1 8 9 . Verordnung: Zuweisung von Disziplinarsachen bestimmter Dienststellen an die Disziplinar-
kommissionen 1. Instanz anderer Dienststellen im Bereich des Bundesministe-
riums für Wissenschaft und Forschung

1 9 0 . Verordnung: Festsetzung der Pauschalvergütung für den verlängerten Dienstplan und einer
pauschalierten Aufwandsentschädigung für den Justizwachdienst

1 9 1 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen der Verordnung zur Durchführung des Feuer-
schutzsteuergesetzes durch den Verfassungsgerichtshof

1 9 2 . Kundmachung: Aufhebung von Bestimmungen des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1965 durch
den Verfassungsgerichtshof

1 9 3 . Kundmachung: Genehmigung der Europäischen Sozialcharta durch Frankreich
1 9 4 . Ungültigerklärung von Originalzeugnissen der Internationalen Kaffee-Organisation
1 9 5 . Übereinkommen zwischen dem Bundesminister für Finanzen der Republik Österreich und dem

Verkehrsministerium der Volksrepublik Polen über die steuerliche Behandlung
des grenzüberschreitenden Güterverkehrs auf der Straße

187 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 19. März 1973
über die Zulassung von Eintrittstellen für die
Ein- und Durchfuhr von Nadelholz mit

Rinde

Auf Grund des § 5 Abs. 2 des Bundesgesetzes
vom 5. April 1962, BGBl. Nr. 115, über Maß-
nahmen zum Schutze des Waldes anläßlich der
Ein- und Durchfuhr von Holz wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Verkehr
sowie für Handel, Gewerbe und Industrie ver-
ordnet:

Artikel I

Als weitere Eintrittstellen für die Ein- und
Durchfuhr von Nadelholz mit Rinde werden zu-
gelassen:

8 94
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Artikel II

Mit Inkrafttreten dieser Verordnung treten die
Verordnungen des Bundesministers für Land- und
Forstwirtschaft vom 12. Dezember 1969, BGBl.
Nr. 23/1970, vom 20. Oktober 1970, BGBl.
Nr. 332, vom 6. Juli 1971, BGBl. Nr. 298, und
vom 5. April 1972, BGBl. Nr. 154, außer Kraft.

Weihs

1 8 8 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 31. März
1973 über die Zuweisung der Dienstbeurtei-
lung für Beamte bestimmter Dienststellen an
die Dienstbeurteilungskommission anderer
Dienststellen im Bereich des Bundesministe-

riums für Wissenschaft und Forschung

Auf Grund des § 15 Abs. 5 der Dienstprag-
matik, RGBl. Nr. 15/1914, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 148/1969 wird ver-
ordnet:

§ 1. Der bei der Universität Wien errichteten
Dienstbeurteilungskommission wird die Dienst-
beurteilung der Beamten der nachstehend ange-
führten Dienststellen, soweit sie nicht unter § 15
Abs. 7 oder 8 der Dienstpragmatik fallen, zuge-
wiesen:

Hochschule für Welthandel,
Hochschule für Sozial- und Wirtschaftswissen-

schaften Linz,
Akademie der bildenden Künste Wien,
Hochschule für angewandte Kunst Wien,
Hochschule für Musik und darstellende Kunst

in Wien,
Hochschuldokumentation Wien,
Studienbeihilfenbehörde.
Überdies die Dienstbeurteilung der Beamten

an der Österreichischen Akademie der Wissen-
schaften sowie an folgenden Instituten:

Ost-Südost-Europa-Institut Wien,
Forschungsinstitut für Genossenschaftswesen,
Österreichisches Archäologisches Institut,
Institut für Österreichische Geschichtsfor-

schung.

§ 2. Der bei der Universität Graz errichteten
Dienstbeurteilungskommission wird die Dienst-
beurteilung der Beamten der nachstehend ange-
führten Dienststellen, soweit sie nicht unter § 15
Abs. 7 oder 8 der Dienstpragmatik fallen, zuge-
wiesen.

Hochschule für Bildungswissenschaften Klagen-
furt,

Hochschule für Musik und darstellende Kunst
Graz.

§ 3. Der bei der Universität Innsbruck errichte-
ten Dienstbeurteilungskommission wird die
Dienstbeurteilung der Beamten der nachstehend
angeführten Dienststellen, soweit sie nicht unter
§ 15 Abs. 7 oder 8 der Dienstpragmatik fallen,
zugewiesen:

Universität Salzburg,
Hochschule für Musik und darstellende Kunst

„Mozarteum" Salzburg.

§ 4. Der bei der Technischen Hochschule Graz
errichteten Dienstbeurteilungskommission wird
die Dienstbeurteilung der Beamten der Monta-
nistischen Hochschule Leoben, soweit sie nicht
unter § 15 Abs. 7 oder 8 der Dienstpragmatik
fallen, zugewiesen.

§ 5. Der beim Kunsthistorischen Museum in
Wien errichteten Dienstbeurteilungskommission
wird die Dienstbeurteilung der Beamten der nach-
stehend angeführten Dienststellen, soweit sie nicht
unter § 15 Abs. 7 oder 8 der Dienstpragmatik
fallen, zugewiesen:

Graphische Sammlung Albertina in Wien,
Österreichische Galerie in Wien,
Österreichisches Museum für angewandte Kunst

in Wien,
Museum des 20. Jahrhunderts in Wien,
Bundesstaatliche Hauptstelle für wissenschaft-

liche Kinematographie.

§ 6. Der beim Naturhistorischen Museum in
Wien errichteten Dienstbeurteilungskommission
wird die Dienstbeurteilung der Beamten der
nachstehend angeführten Dienststellen, soweit sie
nicht unter § 15 Abs. 7 oder 8 der Dienstprag-
matik fallen, zugewiesen:

Österreichisches Museum für Volkskunde in
Wien,

Museum für Völkerkunde in Wien.

§ 7. Die Verordnung des Bundesministers für
Unterricht vom 28. November 1969, BGBl.
Nr. 17/1970, tritt für den Bereich des Bundes-
ministeriums für Wissenschaft und Forschung
außer Kraft.

Firnberg

1 8 9 . Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 31. März
1973 über die Zuweisung von Disziplinar-
sachen bestimmter Dienststellen an die Diszi-
plinarkommissionen 1. Instanz anderer
Dienststellen im Bereich des Bundesministe-

riums für Wissenschaft und Forschung

Auf Grund des § 100 Abs. 2 der Dienstprag-
matik, RGBl. Nr. 15/1914, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 148/1969 wird ver-
ordnet:
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§ 1. Der bei der Universität Wien errichteten
Disziplinarkommission 1. Instanz werden die Dis-
ziplinarsachen der unter § 102 Abs. 1 lit. a der
Dienstpragmatik fallenden Beamten der nachste-
hend angeführten Dienststellen zugewiesen:

Technische Hochschule Wien,
Tierärztliche Hochschule Wien,
Hochschule für Bodenkultur Wien,
Hochschule für Welthandel Wien,
Hochschule für Sozial- und Wirtschaftswissen-

schaften Linz,
Universitätsbibliothek Wien und Bibliotheken

an den vorgenannten Hochschulen,
Österreichische Nationalbibliothek Wien,
Bundesstaatliche Studienbibliothek Linz,
Österreichische Phonothek,
Hochschuldokumentation Wien,
Studienbeihilfenbehörde,
Zentralanstalt für Meteorologie und Geodyna-

mik Wien,
Geologische Bundesanstalt Wien,
Akademie der bildenden Künste Wien,
Hochschule für angewandte Kunst Wien,
Hochschule für Musik und darstellende Kunst

Wien,
Museen,
Bundesdenkmalamt,
Bundesstaatliche Hauptstelle für wissenschaft-

liche Kinematographie Wien.
Überdies die Disziplinarsachen der Beamten an

der Österreichischen Akademie der Wissenschaf-
ten Wien sowie an folgenden Instituten:

Ost-Südost-Europa-Institut Wien,
Forschungsinstitut für Genossenschaftswesen,
Österreichisches Archäologisches Institut,
Institut für Österreichische Geschichtsforschung.

§ 2. Der bei der Universität Graz errichteten
Disziplinarkommission 1. Instanz werden die Dis-
ziplinarsachen der unter § 102 Abs. 1 lit. a der
Dienstpragmatik fallenden Beamten der nachste-
hend angeführten Dienststellen zugewiesen:

Technische Hochschule Graz,
Montanistische Hochschule Leoben,
Hochschule für Bildungswissenschaften Klagen-

furt,
Universitätsbibliothek Graz und Bibliotheken

an den vorgenannten Hochschulen,
Hochschule für Musik und darstellende Kunst,

Graz.

§ 3. Der bei der Universität Innsbruck errichte-
ten Disziplinarkommission 1. Instanz werden die
Disziplinarsachen der unter § 102 Abs. 1 lit. a
der Dienstpragmatik fallenden Beamten der nach-
stehend angeführten Dienststellen zugewiesen :

Universität Salzburg,
Universitätsbibliotheken Innsbruck und Salz-

burg,

Hochschule für Musik und darstellende Kunst
„Mozarteum" in Salzburg.

§ 4. Die Verordnung des Bundesministers für
Unterricht vom 28. November 1969, BGBl.
Nr. 18/1970, tritt für den Bereich des Bundes-
ministeriums für Wissenschaft und Forschung
außer Kraft.

Firnberg

1 9 0 . Verordnung des Bundesministers für
Justiz vom 9. April 1973 über die Festsetzung
der Pauschalvergütung für den verlängerten
Dienstplan und einer pauschalierten Auf-
wandsentschädigung für den Justizwachdienst

Auf Grund des § 16 a und des § 20 in Verbin-
dung mit § 15 Abs. 2 des Gehaltsgesetzes 1956,
BGBl. Nr. 54, in der Fassung der 24. Gehalts-
gesetz-Novelle, BGBl. Nr. 214/1972, wird mit
Zustimmung des Bundeskanzlers und des Bundes-
ministers für Finanzen verordnet:

§ 1. Den unter § 1 der Verordnung der Bun-
desregierung vom 20. November 1972, BGBl.
Nr. 428, fallenden Beamten im Justizwachdienst
und Jugenderziehern an Justizanstalten sowie den
Beamten des Dienstzweiges Höherer Dienst in
Justizanstalten, soweit sie im Vollzugsverwal-
tungsdienst stehen, gebührt eine monatliche Pau-
schalvergütung für den verlängerten Dienstplan
und eine pauschalierte monatliche Aufwandsent-
schädigung nach Maßgabe der §§ 2 und 3.

§ 2. (1) Die Pauschalvergütung für den verlän-
gerten Dienstplan beträgt:

(2) In theoretischer Ausbildung stehen jene
Beamten,

a) die den Einführungslehrgang an der Justiz-
wachschule besuchen oder die unmittelbar
zur Dienstleistung in eine Vollzugsanstalt
einberufen werden, bis zum Zeitpunkt, zu
dem sie voll in den. Dienstbetrieb eingeglie-
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dert sind und Nachtdienst verrichten kön-
nen, mindestens aber bis drei Monate nach
Dienstantritt;

b) die den Lehrgang zur Vorbereitung auf die
Dienstprüfung an der Justizwachschule besuchen.

§ 3. Die pauschalierte Aufwandsentschädigung
beträgt:

§ 4. Diese Verordnung tritt mit 1. Dezember
1972 in Kraft und mit Ablauf des 30. April 1973
außer Kraft.

Broda

1 9 1 . Kundmachung des Bundesministers
für Finanzen vom 6. April 1973 über die
Aufhebung der Z. 2 im § 6 Abs. 2 der Ver-
ordnung des Bundesministeriums für Finan-
zen vom 2. April 1948, BGBl. Nr. 78, durch

den Verfassungsgerichtshof

Gemäß Art. 139 Abs. 2 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 15. März 1973, Zl. V 51/52-12,
die Z. 2 im § 6 Abs. 2 der Verordnung des Bun-
desministeriums für Finanzen vom 2. April 1948,
BGBl. Nr. 78, zur Durchführung des Feuer-
schutzsteuergesetzes, als gesetzwidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
31. August 1973 in Kraft.

Androsch

192. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 11. April 1973 über die Aufhebung des
§ 16 (einschließlich der Überschrift) des Ver-
waltungsgerichtshofgesetzes 1965 (Anlage zur
Kundmachung der Bundesregierung vom
17. November 1964, BGBl. Nr. 2/1965, über
die Wiederverlautbarung des Verwaltungs-
gerichtshofgesetzes 1952) durch den Verfas-

sungsgerichtshof

Gemäß Art. 140 Abs. 3 des Bundes-Verfas-
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 und gemäß
den §§ 64 und 65 des Verfassungsgerichtshof-
gesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundgemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Er-
kenntnis vom 6. März 1973, G 44/72-11, den § 16
(einschließlich der Überschrift) des Verwaltungs-
gerichtshofgesetzes 1965 (Anlage zur Kund-
machung der Bundesregierung vom 17. Novem-
ber 1964, BGBl. Nr. 2/1965, über die Wiederver-
lautbarung des Verwaltungsgerichtshofgesetzes
1952) als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Kreisky

1 9 3 . Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 11. April 1973 betreffend die Genehmi-
gung der Europäischen Sozialcharta durch

Frankreich

Nach Mitteilung des Generalsekretärs des
Europarates hat Frankreich am 9. März 1973
seine Genehmigungsurkunde zur Europäischen
Sozialcharta, BGBl. Nr. 460/1970, hinterlegt und
dabei nachstehende Erklärungen abgegeben und
Vorbehalte erklärt:

Gemäß Artikel 20 Absatz 1 literae b und c
der Charta betrachtet sich Frankreich durch die
in den nachstehenden Artikeln enthaltenen Ver-
pflichtungen gebunden:

Die Bestimmungen des Artikels 2 Absatz 4 und
des Artikels 13 Absatz 2 werden von Frankreich
nicht angenommen.

Zu Artikel 12 Absatz 4 litera a hat Frankreich
eine interpretative Erklärung abgegeben, die da-
hingehend lautet, daß die gemäß den Bestimmun-
gen des Artikels L 519 des französischen Kodex
der Sozialen Sicherheit gewährte Mutterschafts-
beihilfe nicht unter die Leistungsansprüche nach
den Bestimmungen des Artikels 12 Absatz 4
litera a der Charta fallen.

Die Charta ist für Frankreich am 8. April 1973
in Kraft getreten.

Kreisky
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1 9 4 .
(Übersetzung)

INTERNATIONALE KAFFEE-
ORGANISATION

Exekutivdirektor
22, Berners Street
London, England

ED Controls 45/73
1. März 1973

Original: Englisch

UNGÜLTIGERKLÄRUNG VON ORIGINAL-
ZEUGNISSEN, DIE ALS IM MONAT FEBER
1973 IN VERLUST GERATEN GEMELDET

WURDEN

Der Exekutivdirektor empfiehlt sich den Mit-
gliedern und ersucht gemäß der im Dokument
ED-Controls 28/72 festgelegten Vorgangsweise
um Beachtung der angeschlossenen Liste über
Originalzeugnisse, die als im Monat Feber 1973
in Verlust geraten gemeldet wurden.

2. Die Mitglieder werden ersucht, ihre Zoll-
behörden und ausstellenden Stellen dahingehend
zu informieren, daß die Gültigkeit der angeführ-
ten Zeugnisse aufgehoben wurde und diese daher
für den Import von Kaffee, für die Gutschrei-
bung auf ein Transitmarkenkonto oder zur Aus-
stellung von Teilzeugnissen nicht angenommen
werden dürfen.
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195.

Ü B E R E I N K O M M E N

zwischen dem Bundesminister für Finanzen
der Republik Österreich und dem Verkehrs-
ministerium der Volksrepublik Polen über
die steuerliche Behandlung des grenzüber-
schreitenden Güterverkehrs auf der Straße

Der Bundesminister für Finanzen der Republik
Österreich und das Verkehrsministerium der
Volksrepublik Polen sind übereingekommen, daß
das Übereinkommen vom 5. Februar 1968 zwi-
schen dem Bundesministerium für Finanzen der
Republik Österreich und dem Verkehrsministe-
rium der Volksrepublik Polen über die steuerliche
Behandlung des grenzüberschreitenden Güterver-
kehrs auf der Straße 1) mit Ablauf des 14. April
1973 außer Kraft tritt.

Geschehen in Wien, am 28. März 1973, in
je zweifacher Ausfertigung in deutscher und pol-
nischer Sprache, wobei beide Texte authentisch
sind.

Für den Bundesminister für Finanzen der
Republik Österreich :

Dr. A. Philipp m. p.

Für das Verkehrsministerium der Volksrepublik
Polen:

Choljek m. p.

Kreisky

1) Kundgemacht unter BGBl. Nr. 123/1968
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